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Vorlage in einem verwaltungsgerichtlichen Verfah-
ren - zwar Beschwerdebefugnis der Bundesrepu-
blik Deutschland als Beteiligter des Ausgangsver-

fahrens - allerdings mangelnde Darlegung der Mög-
lichkeit einer Verletzung von Art 101 Abs 1 S 2 GG

 

Verfahrensgang
vorgehend OVG Lüneburg, 3. Juli 2023, Az: 10 LA 116/22, Beschluss

Tenor

  Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenommen.

Gründe

1 Die beschwerdeführende (…) wendet sich mit ihrer Verfassungsbeschwerde gegen eine unter-
bliebene Vorlage an den Gerichtshof der Europäischen Union.

  I.

2 1. Gegenstand des Ausgangsverfahrens ist die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels in der
Bundesrepublik Deutschland auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates
(ABl L 309 S. 1). Nach dem zweistufigen Zulassungssystem der Verordnung erfolgt zunächst die
unionsweite Genehmigung eines bestimmten Wirkstoffes durch die Europäische Kommission.Die
Zulassung einzelner diesen Wirkstoff enthaltender Pflanzenschutzmittel obliegt dann den jewei-
ligen Mitgliedstaaten. Hat ein Mitgliedstaat (Referenzmitgliedstaat) eine Pflanzenschutzmittelzu-
lassung erteilt (Referenzzulassung), kann die Zulassung in anderen Mitgliedstaaten auf Antrag
im Wege der gegenseitigen Anerkennung der Referenzzulassung erfolgen (vgl. Art. 40 ff.der
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009).

3 2. Der Klägerin des Ausgangsverfahrens wurde durch die Republik (…) eine Referenzzulassung
erteilt. Ihren Antrag auf Zulassung für die Bundesrepublik Deutschland im Wege der gegenseiti-
gen Anerkennung lehnte das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ab,
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weil die Genehmigung für den in dem Pflanzenschutzmittel enthaltenen Wirkstoff mittlerweile
erloschen sei.

4 Der daraufhin erhobenen Klage gab das Verwaltungsgericht statt. Aus Art. 41 Abs. 1 und Art. 36
Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 folge, dass ein Mitgliedstaat die Zulassung im Wege
der gegenseitigen Anerkennung allein aus den dort aufgeführten Gründen sowie bei einer syste-
matischen Verletzung von Rechtsvorschriften des Zulassungsverfahrens durch den Referenzmit-
gliedstaat verweigern dürfe. Solche Gründe lägen nicht vor.

5 Den Antrag der Beschwerdeführerin auf Zulassung der Berufung hat das Oberverwaltungsge-
richt abgelehnt. Es bestünden keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen
Urteils. Die Beschwerdeführerin habe nicht dargelegt, dass die vom Verwaltungsgericht vorge-
nommene Übertragung der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union und des
Bundesverwaltungsgerichts zum restriktiven Verständnis der Ausnahmen vom Grundsatz der
gegenseitigen Anerkennung im Arzneimittelrecht auf das Pflanzenschutzmittelrecht rechtsfeh-
lerhaft sei. Rechtsfehlerfrei sei auch die Annahme des Verwaltungsgerichts, die Beschwerdefüh-
rerin habe die Zulassung nicht wegen einer erloschenen Wirkstoffgenehmigung verweigern dür-
fen. Die Beschwerdeführerin sei nicht befugt, die Referenzzulassung auf ihre Rechtmäßigkeit hin
zu überprüfen. Eine solche Befugnis ergebe sich auch nicht aus dem Urteil des Gerichtshofs der
Europäischen Union vom 3. Dezember 2020 in der Rechtssache Région de Bruxelles-Capitale (C-
352/19 P). Auch der Berufungszulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache
liege nicht vor. Die Frage, ob der mitgliedstaatliche Beurteilungs- und Ermessensspielraum bei
Zulassungsentscheidungen im Wege der gegenseitigen Anerkennung im Bereich des Pflanzen-
schutzmittelrechts auch die Prüfung des Vorliegens einer Genehmigung für einen in dem Pflan-
zenschutzmittel enthaltenen Wirkstoff umfasse, sei in der Rechtsprechung des Gerichtshofs der
Europäischen Union geklärt.

  II.

6 Mit ihrer Verfassungsbeschwerde rügt die Beschwerdeführerin eine Verletzung ihres Rechts auf
den gesetzlichen Richter (Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG).

7 Das Oberverwaltungsgericht habe die Vorlagepflicht aus Art. 267 Abs. 3 AEUV offensichtlich un-
haltbar gehandhabt, weil es in nicht nachvollziehbarer Weise einen "acte éclairé" angenommen
habe. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union zur gegenseitigen Aner-
kennung im Arzneimittelrecht könne zur Begründung eines "acte éclairé" nicht herangezogen
werden. Insbesondere schließe der hinter dem des Arzneimittelrechts zurückbleibende Harmo-
nisierungsgrad des Pflanzenschutzmittelzulassungsrechts eine Übertragbarkeit der Rechtspre-
chung aus. In der Rechtssache Région de Bruxelles-Capitale habe sich der Gerichtshof der Euro-
päischen Union allein mit dem Bestehen eines mitgliedstaatlichen Entscheidungsspielraums bei
der gegenseitigen Anerkennung von Referenzzulassungen befasst, nicht aber abschließend über
dessen Reichweite entschieden. Schon aufgrund des Abweichens des Gerichtshofs vom Schluss-
antrag des Generalanwalts in dieser Rechtssache habe sich dem Oberverwaltungsgericht auf-
drängen müssen, dass kein "acte éclairé" vorliege.Die Nichtvorlage überrasche und verwunde-
re umso mehr vor dem Hintergrund eines Vorabentscheidungsersuchens eines niederländischen
Gerichts zur Auslegung von Art. 36 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009.Die in
diesem Vorabentscheidungsverfahren ergangenen Urteile des Gerichtshofs der Europäischen
Union bestätigten, dass es sich um nicht abschließend geklärte Rechtsfragen handele.

  III.

8 Die Verfassungsbeschwerde ist nicht zur Entscheidung anzunehmen (§ 93a Abs. 2 BVerfGG),
weil sie unzulässig ist.

9 1. Zwar ist die Beschwerdeführerin hinsichtlich des als verletzt gerügten Rechts auf den gesetz-
lichen Richter beschwerdefähig.

10 Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts können sich juristische Personen des
öffentlichen Rechts, wenn sie an einem Rechtsstreit in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben be-
teiligt sind, auf die Rechte aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2 und Art. 103 Abs. 1 GG berufen. Diese ent-
halten auch objektive Verfahrensgrundsätze, die für jedes gerichtliche Verfahren gelten und da-
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her auch jedem zugutekommen müssen, der nach den maßgeblichen Verfahrensnormen par-
teifähig oder von dem Verfahren unmittelbar betroffen ist (vgl. BVerfGE 138, 64 <83 Rn. 55>).
Hieraus folgt für die justiziellen Gewährleistungen aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2 und Art. 103 Abs. 1
GG Akzessorietät zwischen der Beteiligtenfähigkeit im fachgerichtlichen Verfahren und der Be-
schwerdefähigkeit im Verfahren der Verfassungsbeschwerde (BVerfGE 138, 64 <83 f. Rn. 57>).
Im fachgerichtlichen Ausgangsverfahren ist die Beschwerdeführerin nach § 61 Nr. 1 Alt. 2 VwGO
beteiligtenfähig und als Beklagte gemäß § 63 Nr. 2 VwGO Beteiligte. Sie kann daher insbesonde-
re die Garantie des gesetzlichen Richters im Ausgangsverfahren für sich beanspruchen und eine
Verletzung im Wege der Verfassungsbeschwerde rügen (vgl. BVerfGE 138, 64 <84 Rn. 58>).

11 2. Die Beschwerdeführerin legt aber jedenfalls nicht den aus § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG
folgenden Begründungsanforderungen (a) entsprechend dar, dass eine Verletzung des Rechts
auf den gesetzlichen Richter (b) möglich erscheint (c).

12 a) Danach müssen sich Beschwerdeführende mit dem zugrundeliegenden einfachen Recht so-
wie mit der verfassungsrechtlichen Beurteilung des Sachverhalts auseinandersetzen und hinrei-
chend substantiiert darlegen, dass eine Grundrechtsverletzung möglich erscheint. Richtet sich
die Verfassungsbeschwerde gegen eine gerichtliche Entscheidung, bedarf es in der Regel einer
ins Einzelne gehenden argumentativen Auseinandersetzung mit ihr und ihrer Begründung. Da-
bei ist auch darzulegen, inwieweit das jeweils bezeichnete Grundrecht verletzt sein und mit wel-
chen verfassungsrechtlichen Anforderungen die angegriffene Maßnahme kollidieren soll (vgl.
BVerfGE 140, 229 <232 Rn. 9> m.w.N.; stRspr).

13 b) Der Gerichtshof der Europäischen Union ist gesetzlicher Richter im Sinne des Art. 101 Abs.
1 Satz 2 GG. Unter den Voraussetzungen des Art. 267 Abs. 3 AEUV sind die Fachgerichte daher
von Amts wegen gehalten, den Gerichtshof anzurufen (vgl. BVerfGE 135, 155 <230 Rn. 177>;
147, 364 <378 f. Rn. 37>; 149, 222 <284 Rn. 138>; stRspr). Nach der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Union muss ein letztinstanzliches nationales Gericht seiner Vorla-
gepflicht nachkommen, wenn sich in einem bei ihm anhängigen Verfahren eine Frage des Uni-
onsrechts stellt, es sei denn, dass die gestellte Frage nicht entscheidungserheblich ist, dass die
betreffende unionsrechtliche Bestimmung bereits Gegenstand einer Auslegung durch den Ge-
richtshof war oder dass die richtige Anwendung des Unionsrechts derart offenkundig ist, dass
für einen vernünftigen Zweifel keinerlei Raum bleibt (vgl. EuGH, C.I.L.F.I.T., 06.10.1982, 283/81,
EU:C:1982:335, Rn. 21; vgl. auch BVerfGE 149, 222 <284 f. Rn. 139>).

14 aa) Die Möglichkeit, dass eine Vorlageverpflichtung besteht, wirkt sich auch auf die Entschei-
dung über die Zulassung von Rechtsmitteln aus. Die Vorlagepflicht kann hier nur bei dem Ge-
richt eintreten, das letztinstanzlich über die Zulassung des Rechtsmittels entscheidet. Wird das
Rechtsmittel nicht zugelassen, so ist diese Entscheidung an den vom Bundesverfassungsgericht
herausgearbeiteten verfassungsrechtlichen Kontrollmaßstäben für die Handhabung des Art. 267
Abs. 3 AEUV zu messen (vgl. BVerfGE 82, 159 <196>; BVerfGK 14, 148 <152>; BVerfG, Be-
schluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 8. Oktober 2015 - 1 BvR 1320/14 -, Rn. 14). Das
gilt auch für die Ablehnung der Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht (vgl.
BVerfGK 14, 148 <152> m.w.N.).

15 bb) Allerdings stellt nicht jede Verletzung der unionsrechtlichen Vorlagepflicht zugleich einen
Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG dar. Das Bundesverfassungsgericht überprüft nur, ob
die Auslegung und Anwendung der Zuständigkeitsregel des Art. 267 Abs. 3 AEUV bei verstän-
diger Würdigung der das Grundgesetz bestimmenden Gedanken nicht mehr verständlich er-
scheint und offensichtlich unhaltbar ist (vgl. BVerfGE 135, 155 <231 f. Rn. 180>; 147, 364 <380
Rn. 40>; 149, 222 <285 Rn. 141>; stRspr). Dabei kommt es für die Prüfung einer Verletzung
von Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG nicht in erster Linie auf die Vertretbarkeit der fachgerichtlichen
Auslegung des für den Streitfall maßgeblichen materiellen Unionsrechts an, sondern auf die Ver-
tretbarkeit der Handhabung der Vorlagepflicht nach Art. 267 Abs. 3 AEUV (vgl. BVerfGE 128,
157 <188>; 129, 78 <107>; stRSpr). Durch die zurückgenommene verfassungsrechtliche Prü-
fung behalten die Fachgerichte bei der Auslegung und Anwendung von Unionsrecht einen Spiel-
raum eigener Einschätzung und Beurteilung, der demjenigen bei der Handhabung einfachrecht-
licher Bestimmungen der deutschen Rechtsordnung entspricht. Das Bundesverfassungsgericht
wacht allein über die Einhaltung der Grenzen dieses Spielraums. Ein "oberstes Vorlagenkontroll-
gericht" ist es nicht (vgl. BVerfGE 149, 222 <286 Rn. 141> m.w.N.).

- Seite 3 von 6 -



16 Demnach wird die Vorlagepflicht nach Art. 267 Abs. 3 AEUV in den Fällen offensichtlich unhalt-
bar gehandhabt, in denen ein letztinstanzliches Hauptsachegericht eine Vorlage trotz der - sei-
ner Auffassung nach bestehenden - Entscheidungserheblichkeit einer unionsrechtlichen Frage
überhaupt nicht in Erwägung zieht, obwohl es selbst Zweifel hinsichtlich der richtigen Beantwor-
tung der Frage hegt und das Unionsrecht somit eigenständig fortbildet (grundsätzliche Verken-
nung der Vorlagepflicht; vgl. BVerfGE 135, 155 <232 Rn. 181>; 147, 364 <380 Rn. 41>; 149,
222 <286 Rn. 142>). Gleiches gilt in den Fällen, in denen das letztinstanzliche Hauptsachege-
richt in seiner Entscheidung bewusst von der Rechtsprechung des Gerichtshofs zu entschei-
dungserheblichen Fragen abweicht und gleichwohl nicht oder nicht neuerlich vorlegt (bewuss-
tes Abweichen ohne Vorlagebereitschaft; vgl. BVerfGE 135, 155 <232 Rn. 182>; 147, 364 <381
Rn. 42>; 149, 222 <286 Rn. 142>). Liegt zu einer entscheidungserheblichen Frage des Unions-
rechts einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union noch nicht vor
oder hat eine vorliegende Rechtsprechung die entscheidungserhebliche Frage möglicherweise
noch nicht erschöpfend beantwortet oder erscheint eine Fortentwicklung der Rechtsprechung
des Gerichtshofs nicht nur als entfernte Möglichkeit (Unvollständigkeit der Rechtsprechung),
wird Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG verletzt, wenn das letztinstanzliche Hauptsachegericht den ihm
in solchen Fällen notwendig zukommenden Beurteilungsrahmen in unvertretbarer Weise über-
schreitet (vgl. BVerfGE 135, 155 <232 f. Rn. 183>; 147, 364 <381 Rn. 43>; 149, 222 <286 Rn.
142>). Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn das Fachgericht das Vorliegen eines "acte clair"
oder eines"acte éclairé" willkürlich bejaht(vgl. BVerfGE 135, 155 <233 Rn. 183>; 147, 364 <381
Rn. 43>; 149, 222 <287 Rn. 142>).

17 Das Fachgericht muss sich daher hinsichtlich des materiellen Unionsrechts hinreichendkundig
machen. Etwaige einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofs muss es auswerten und sei-
ne Entscheidung hieran orientieren. Auf dieser Grundlage muss das Fachgericht unter Anwen-
dung und Auslegung des materiellen Unionsrechts die vertretbare Überzeugung bilden, dass die
Rechtslage entweder von vornherein eindeutig ("acte clair") oder durch Rechtsprechung in einer
Weise geklärt ist, die keinen vernünftigen Zweifel offenlässt ("acte éclairé"; vgl. BVerfGE 135,
155 <233 Rn. 184>;147, 364 <381 f. Rn. 43>;149, 222 <287 Rn. 143>).

18 Unvertretbar gehandhabt wird Art. 267 Abs. 3 AEUV im Falle der Unvollständigkeit der Recht-
sprechung insbesondere dann, wenn das Fachgericht eine von vornherein eindeutige oder zwei-
felsfrei geklärte Rechtslage ohne sachlich einleuchtende Begründung bejaht. Dies kann ferner
der Fall sein, wenn mögliche Gegenauffassungen zu der entscheidungserheblichen Frage des
Unionsrechts gegenüber der vom Gericht vertretenen Meinung eindeutig vorzuziehen sind (vgl.
BVerfGE 149, 222 <287 Rn. 144> m.w.N.).

19 c) Die Möglichkeit einer solchen unvertretbaren Handhabung der Vorlagepflicht zeigt die Verfas-
sungsbeschwerde nicht auf.

20 aa) Das Oberverwaltungsgericht hat das Unionsrecht - namentlich Art. 40 ff. der Verordnung
(EG) Nr. 1107/2009 - unter Einbeziehung der Erwägungsgründe Nr. 9, Nr. 10, Nr. 24 und Nr. 29
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 dahingehend ausgelegt, dass ein Mitgliedstaat bei der Zu-
lassungsentscheidung im Rahmen der gegenseitigen Anerkennung nicht berechtigt sei, die be-
reits von einem anderen Mitgliedstaat geprüften und bejahten Voraussetzungen der Zulassung
zum Inverkehrbringen nach Art. 29 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 nochmals zu prüfen.
Es hat dabei unter anderem darauf abgestellt, dass eine solche Überprüfungsmöglichkeit den
Zweck der Verordnung konterkariere, den freien Verkehr von Pflanzenschutzmitteln durch har-
monisierte Regelungen zu gewährleisten. Das Oberverwaltungsgericht hat sich außerdem mit
den Ausführungen des Gerichtshofs der Europäischen Union zum Verfahren der gegenseitigen
Anerkennung und zum Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten nach der Verordnung (EG) Nr.
1107/2009 in der Rechtssache Région de Bruxelles-Capitale (vgl. EuGH, Région de Bruxelles-Ca-
pitale, 03.12.2020, C-352/19 P, EU:C:2020:978, Rn. 50 f.) auseinandergesetzt. Es geht davon
aus, dass in dieser Entscheidung der den Mitgliedstaaten zukommende Spielraum konkret um-
schrieben werde, indem der Gerichtshof ausführe, weshalb ein Mitgliedstaat, bei dem ein An-
trag auf Zulassung für das Inverkehrbringen eines in einem anderen Mitgliedstaat bereits für die
gleiche Verwendung zugelassenen Pflanzenschutzmittels eingehe, nicht verpflichtet sei, diesem
zu entsprechen, nämlich erstens in Fällen des Art. 41 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009
und zweitens in Fällen des Art. 36 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, wohingegen aus
der Entscheidung nicht ansatzweise hervorgehe, dass der Gerichtshof die Rechtmäßigkeitskon-
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trolle durch die Mitgliedstaaten gerade auf wesenseigene Gründe des jeweiligen Pflanzenschutz-
mittels erstrecke. Das Oberverwaltungsgericht gelangt unter Berücksichtigung des Umstands,
dass die Ausführungen des Gerichtshofs die Frage der Zulässigkeit einer Klage gegen eine Wirk-
stoffzulassung durch eine Durchführungsverordnung der Kommission betreffen, zu dem Ergeb-
nis, dass aus diesen nicht auf die von der Beschwerdeführerin geltend gemachte Prüfkompe-
tenz geschlossen werden könne. Unter Bezugnahme auf diese Erwägungen hat das Oberver-
waltungsgericht die Frage der Überprüfbarkeit des Vorliegens einer Genehmigung für einen im
Pflanzenschutzmittel enthaltenen Wirkstoff als in der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Eu-
ropäischen Union geklärt angesehen. Die Frage, ob es einen produktunabhängigen Tatbestand
der gegenseitigen Anerkennung gibt, hat es unter Verweis auf die Maßgeblichkeit von Art. 40 f.
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 für entscheidungsunerheblich erachtet.

21 bb) Es ist weder substantiiert dargelegt noch sonst erkennbar, dass das Oberverwaltungsge-
richt mit diesen Erwägungen seinen Einschätzungs- und Beurteilungsspielraum in unvertretba-
rer Weise überschritten hätte.

22 (1) Das Oberverwaltungsgericht hat sich nachvollziehbar mit dem Wortlaut und dem Kontext
der Entscheidung des Gerichtshofs in der Rechtssache Région de Bruxelles-Capitale auseinan-
dergesetzt.

23 (a) Soweit die Verfassungsbeschwerde einwendet, dass es in dieser Rechtssache nur darauf an-
gekommen sei, ob überhaupt ein Ermessensspielraum bestehe und der Verweis des Gerichts-
hofs auf Art. 41 Abs. 1 und Art. 36 Abs. 3der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 daher auch ledig-
lich beispielhaft gemeint gewesen sein könne, folgt daraus nicht die Unvertretbarkeit der Auf-
fassung des Oberverwaltungsgerichts.

24 (b) Die Verfassungsbeschwerde zeigt ferner nicht auf, dass die Auffassung des Oberverwal-
tungsgerichts aufgrund der Abweichung des Gerichtshofs der Europäischen Union in der Rechts-
sache Région de Bruxelles-Capitale von den Schlussanträgen des Generalanwalts unvertretbar
gewesen wäre. Bereits die Annahme der Beschwerdeführerin, das Oberverwaltungsgericht lege
der Sache nach eine Auslegung von Art. 41 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 zugrun-
de, die "eins zu eins" der Sichtweise des Generalanwalts entspreche und die der Gerichtshof
nicht übernommen habe, ist nicht hinreichend nachvollziehbar. Zum einen legt die Beschwer-
deführerin nicht dar, auf welche Ausführungen des Generalanwalts sie sich konkret bezieht.
Zum anderen hat das Oberverwaltungsgericht ausdrücklich die Auffassung des Gerichtshofs zu-
grunde gelegt, dass das Verfahren der gegenseitigen Anerkennung keinen Automatismus schaf-
fe, weil Art. 41 und Art. 36 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 den Mitgliedstaaten ei-
nen Ermessensspielraum ließen. Entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin stellt auch al-
lein die Tatsache des Abweichens keine "außergewöhnliche Begebenheit" dar. Die Generalan-
wälte stellen ihre Schlussanträge in völliger Unabhängigkeit und Unparteilichkeit (Art. 252 Abs.
2 AEUV). Für den Gerichtshof sind die Schlussanträge daher unverbindlich (vgl. EuGH, PAN Euro-
pe, 25.04.2024, C-308/22, EU:C:2024:350, Rn. 49 m.w.N.).

25 (2) Die Beschwerdeführerin legt auch nicht hinreichend dar, dass die Annahme des Oberverwal-
tungsgerichts mit Blick auf das Vorabentscheidungsersuchen eines niederländischen Gerichts
vom 11. Mai 2022 (ABl C 359 S. 20) in der Rechtssache Pesticide Action Network Europe (C-
308/22) willkürlich wäre.

26 (a) Die Beschwerdeführerin trägt selbst vor, dass das (…) Vorabentscheidungsersuchen nicht
dieselbe unionsrechtliche Bestimmung betraf. Im dortigen Verfahren ging es um mitgliedstaat-
liche Prüfungsbefugnisse im Rahmen einer Zulassung nach Art. 36 Absätze 1 und 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1107/2009 und nicht um eine Zulassungsentscheidung im Rahmen der gegensei-
tigen Anerkennung. Unabhängig davon legt die Beschwerdeführerin nicht dar, im Berufungszu-
lassungsverfahren auf das (…) Vorabentscheidungsersuchen hingewiesen zu haben und damit
ihrer Darlegungspflicht im Berufungszulassungsverfahren (§ 124a Abs. 5 Satz 2 VwGO) gerecht
geworden zu sein, so dass die Verfassungsbeschwerde insofern auch hinsichtlich des Grundsat-
zes der Subsidiarität (vgl. BVerfGE 171, 71 <119 Rn. 118> m.w.N. - Tarifvertragsparteien und
Gleichbehandlung; stRspr) nicht hinreichend substantiiert ist.

27 (b) Ob die Auffassung der Beschwerdeführerin durch die Entscheidungen des Gerichtshofs der
Europäischen Union in den Rechtssachen Pesticide Action Network Europe (EuGH, PAN Euro-
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pe, 25.04.2024, C-308/22, EU:C:2024:350; 25.04.2024, C-309/22 und C-310/22, EU:C:2024:356)
nachträglich bestätigt wird oder nicht, ist für die verfassungsrechtliche Beurteilung der Hand-
habung der Vorlagepflicht unerheblich. Hierfür ist ausschließlich auf die Einschätzung der (Uni-
ons-)Rechtslage durch das Oberverwaltungsgericht zur Zeit der Entscheidung abzustellen (vgl.
BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 16. Dezember 1993 - 2 BvR 1725/88
-, juris, Rn. 27; Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 6. Mai 2008 - 2 BvR 1830/06
-, Rn. 11; vgl. zu einer nachträglichen entgegenstehenden Rechtsauffassung der Europäischen
Kommission BVerfGE 82, 159 <197>).

28 (3) Soweit die Beschwerdeführerin rügt, das Oberverwaltungsgericht habe die Rechtsprechung
des Gerichtshofs der Europäischen Union und des Bundesverwaltungsgerichts zum Arzneimittel-
recht nicht auf das Pflanzenschutzmittelrecht übertragen dürfen, setzt sie sich nicht hinreichend
damit auseinander, dass das Oberverwaltungsgericht die Frage nach einem produktunabhängi-
gen Tatbestand der gegenseitigen Anerkennung im Rahmen der Prüfung des Zulassungsgrun-
des der grundsätzlichen Bedeutung nicht als entscheidungserheblich angesehen hat.

29 (4) Soweit die Beschwerdeführerin moniert, dass das Oberverwaltungsgericht die Belange des
freien Warenverkehrs einseitig betone, zeigt sie damit keine Anhaltspunkte für eine Unver-
tretbarkeit der angegriffenen Rechtsauffassung auf. Das Oberverwaltungsgericht erkennt aus-
drücklich an, dass Mitgliedstaaten berechtigt sein können, die Zulassung im Rahmen der ge-
genseitigen Anerkennung aus den in Art. 41 Abs. 1 und Art. 36 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr.
1107/2009 genannten Gründen zu verweigern.

30 (5) Die Beschwerdeführerin zeigt schließlich auch nicht auf, dass mögliche Gegenauffassungen
gegenüber der vom Oberverwaltungsgericht vertretenen Meinung eindeutig vorzuziehen sind.
Dass das Oberverwaltungsgericht der von der Beschwerdeführerin zitierten Literaturansicht
(Douhaire, ZUR 2022, S. 12 <17 f.>) nicht folgt, lässt nicht darauf schließen, dass es seinen Ein-
schätzungs- und Beurteilungsspielraum in unvertretbarer Weise überschritten hätte.

31 Von einer weiteren Begründung wird nach § 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG abgesehen.

32 Diese Entscheidung ist unanfechtbar.
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